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B. Tertiäre Bildung 

B.I  A U S S C H U S S  T E R T I Ä R E  B I L D U N G  

Vorsitz: Frau Professorin Dr. Birgit Spinath 

Der Ausschuss Tertiäre Bildung hat folgende Aufgaben: Er ist zuständig für 

die Erarbeitung kurzfristiger Positionspapiere zu aktuellen Entwicklungen 

im Bereich der Hochschulbildung und Organisationsentwicklung von Hoch-

schulen sowie zu Strukturfragen des Hochschulsystems, die dem Wissen-

schaftsrat zur Verabschiedung vorgelegt werden. Er widmet sich ferner dau-

erhaft relevanten Themen, zu denen sich der Wissenschaftsrat regelmäßig 

äußert, und sondiert neue Themen im Hinblick darauf, ob Handlungsbedarf 

besteht und der Wissenschaftsrat hierzu Empfehlungen abgeben sollte. So-

fern er nicht selbst ein Thema in einem Positionspapier bearbeiten kann, 

schlägt der Ausschuss dem Wissenschaftsrat vor, neue Themen in sein Ar-

beitsprogramm aufzunehmen. Außerdem erarbeitet der Ausschuss gele-

gentlich wissenschaftspolitische Stellungnahmen zu statistischen Analysen 

oder Evaluationsberichten. Sein Pendant sind die Ausschüsse Forschung und 

Medizin, mit denen er sich eng abstimmt bzw. themenbezogen zusammen-

arbeitet.  

B.I I  H O C H S C H U L S T R A T E G I E N  I N  Z E I T E N  D E S  D E M O G R A F I S C H E N   

W A N D E L S  

Arbeitsgruppe 

Vorsitz: Frau Professorin Dr. Birgit Spinath 

Der demografische Veränderungsprozess in Deutschland hat weitreichende 

Folgen für die Entwicklung unserer Gesellschaft sowie des Arbeitsmarkts: Er 

hat auch Auswirkungen auf die Hochschulen. Angesichts des schrumpfen-

den Anteils Erwerbstätiger und des resultierenden Fachkräftemangels er-

wartet die Gesellschaft von ihnen die Ausbildung hochqualifizierter Fach-

kräfte für den außerakademischen Arbeitsmarkt – zusätzlich zu der 

Qualifizierung der nächsten Generation von Wissenschaftlerinnen und 



 

 

11 Wissenschaftlern. Gleichzeitig wirkt sich die demografische Entwicklung 

auf die Studierendenzahlen aus. War das Hochschulsystem lange Zeit auf 

den Ausbau der Studienkapazitäten ausgerichtet, müssen sich die Hoch-

schulen nun auf eine Phase ohne Wachstum oder mit schwankender Nach-

frage einstellen. Abhängig von Fächerstruktur, Hochschultyp und regiona-

lem Umfeld stellt sich der Handlungsbedarf an den einzelnen Hochschulen 

dabei ganz unterschiedlich dar. Um auf die spezifische Entwicklung bzw. 

Nachfrage von Studieninteressierten angemessen reagieren zu können, 

brauchen Länder und Hochschulen maßgeschneiderte strategische Kon-

zepte.  

Aufgabe der Arbeitsgruppe ist es, ausgehend von einer differenzierten Ana-

lyse der Entwicklung der Studierendenzahlen die rechtlichen und finanziel-

len Voraussetzungen für ein responsives und strategisches Agieren der 

Hochschulen zu analysieren. Dabei sollen nicht nur quantitative Entwick-

lungen betrachtet, sondern auch die Digitalisierung, Internationalisierung 

und Weiterbildung sowie das Spektrum der Studienfächer im Hinblick auf 

den Fachkräftebedarf berücksichtigt werden, um auf der Grundlage daraus 

abgeleiteter Empfehlungen die Hochschulen in die Lage zu versetzen, zu-

künftig elastisch auf schwankende Nachfrage reagieren zu können. Ein we-

sentlicher Faktor ist neben dem wissenschaftlichen auch das nicht-wissen-

schaftliche Personal in Verwaltung und Technik, denn hier droht ebenfalls 

ein starker Fachkräftemangel. Die Arbeitsgruppe hat ihre Arbeit Anfang 

2025 aufgenommen. 

B.I I I  E V A L U A T I O N  D E R  S T I F T U N G  I N N O V A T I O N  I N  D E R  H O C H S C H U L -

L E H R E  

Arbeitsgruppe 

Vorsitz: Frau Professorin Dr. Birgit Spinath  

Bund und Länder haben im Jahr 2019 vereinbart, eine qualitativ hochwer-

tige und international wettbewerbsfähige Lehre an deutschen Hochschulen 

dauerhaft zu stärken. Als Organisationseinheit dafür wurde 2020 die „Stif-

tung Innovation in der Hochschullehre“ (StIL) errichtet. Seit 2021 werden 

auf Dauer jährlich 150 Millionen Euro bereitgestellt, zunächst allein durch 

den Bund, seit 2024 mit Länderbeteiligung von über 40 Millionen Euro. Auf-

gabe der Stiftung ist die Förderung von Projekten, Austausch und Vernet-

zung sowie Wissenstransfer mit dem Ziel, die Hochschulen bei einer mög-

lichst umfassend qualitätsorientierten Weiterentwicklung von Studium und 

Lehre zu unterstützen. Mit Errichtung der StIL folgten Bund und Länder 
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einer Empfehlung des Wissenschaftsrats von 2017, die Einrichtung einer ei-

genständigen Organisation zur Förderung und Entwicklung der Hochschul-

lehre zu prüfen. 

Gemäß Bund-Länder-Vereinbarung soll die Organisationseinheit durch eine 

unabhängige Evaluation regelmäßig alle sieben Jahre, erstmals spätestens 

nach fünf Jahren nach Einrichtung „hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf 

Studienbedingungen und Lehrsituation“ bewertet werden. Zu diesem Zeit-

punkt wird die Leitung der Stiftung der Gemeinsamen Wissenschaftskonfe-

renz (GWK) einen Bericht vorlegen, in dem sie ihre Erfahrungen mit der 

strukturellen Gestaltung der Organisationseinheit und deren Auswirkungen 

auf die inhaltliche Arbeit hinsichtlich der Ziele der Förderung darstellt. 

Mit Schreiben vom 5. März 2024 hat das Bund-Länder-Gremium der Stiftung 

den Wissenschaftsrat gebeten, die Evaluation der Stiftung ab Anfang 2026 

vorzunehmen. Dabei soll u. a. der Bericht der Leitung der Stiftung berück-

sichtigt werden. Die Ergebnisse der Evaluation werden voraussichtlich im 

Herbst 2027 vorliegen und anschließend in der GWK beraten werden. 

B.IV  V I E L F A L T  I N  D E R  W I S S E N S C H A F T  

Arbeitsgruppe 

Vorsitz: Frau Professorin Dr. Julia Arlinghaus 

Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz hat mit Schreiben vom 7. Juli 

2025 den Wissenschaftsrat gebeten, sich mit dem Thema „Vielfalt in der 

Wissenschaft“ zu befassen. Der Wissenschaftsrat greift dieses Anliegen 

gerne auf. Er erkennt an, dass Themen der Gleichstellung, Chancengerech-

tigkeit und Vielfalt nicht nur in der Wissenschaft aktuell mit Herausforde-

rungen konfrontiert sind. Vor diesem Hintergrund gilt es, den Stellenwert 

von Vielfalt in der und für die Wissenschaft in einem breiten Sinne systema-

tisch in den Blick zu nehmen und wissenschaftspolitisch einzuordnen. Der 

Wissenschaftsrat und die von ihm eingesetzte Arbeitsgruppe werden im 

Rahmen der Befassung eine dezidiert zukunftsorientierte Perspektive ein-

nehmen. 

Gegenstand der Betrachtung soll ein breites Themenspektrum sein, das sich 

u. a. mit der Rolle von Vielfalt in Forschungs- und Innovationsprozessen, in 

wissenschaftlichen Organisationen und Disziplinen, in der Personal- und 

Führungskräfteauswahl sowie in weiteren für die Wissenschaft relevanten 

Kontexten befasst. 



 

 

13 Darüber hinaus soll die Arbeitsgruppe mögliche Herausforderungen unter-

suchen, die Vielfalt für die Strukturen (Auswahl- und Förderprozesse, Ver-

waltungshandeln etc.) und das Selbstverständnis von Wissenschaft (Exzel-

lenzverständnis, Chancengleichheit, Wissenschaftsfreiheit) darstellen kann. 

Als wichtige Facetten des Themas sollen Führungskultur und Machtstruktu-

ren besonders fokussiert werden. Aufbauend auf dem bereits Erreichten und 

unter kritischer Reflexion bestehender Hemmnisse sollen Empfehlungen 

für Wissenschaft und Wissenschaftspolitik abgeleitet werden. Eine Vorlage 

und Beratung im Wissenschaftsrat ist für Ende 2027 vorgesehen. 

Die Arbeitsgruppe wird in Zusammenarbeit der Abteilungen Exzellenzstra-

tegie und Tertiäre Bildung begleitet.  

B.V  W I S S E N S C H A F T  U N D  D E M O K R A T I E  

Arbeitsgruppe 

Vorsitz: Professor Dr. Wolfgang Wick 

Der Wissenschaftsrat identifizierte in den vergangenen Jahren zentrale Her-

ausforderungen und Vulnerabilitäten des Wissenschaftssystems. Hierauf 

aufbauend soll das wechselseitige Bedingungsverhältnis von Wissenschaft 

und einer demokratisch verfassten Gesellschaft als eine wissenschaftspoliti-

sche Fragestellung systematisch reflektiert werden. Unter Berücksichtigung 

der Rolle der einzelnen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, der spe-

zifischen Arbeitsweise wissenschaftlicher Einrichtungen und der Funktions-

bedingungen des Wissenschaftssystems gilt es zu untersuchen, welchen spe-

zifischen Beitrag die Wissenschaft zur Stärkung der Demokratie leisten 

kann und wie wiederum die demokratische Gesellschaft die Wissenschaft 

vor diskreditierenden Interventionen schützen kann. Geprüft werden sollen 

demnach die Bedingungen dafür, dass Hochschulen und außeruniversitäre 

Forschungseinrichtungen auch weiterhin ihren gesetzlichen Auftrag u. a. zu 

autonomer Forschung und Lehre wahrnehmen und gleichzeitig zur gesell-

schaftlichen Entwicklung und Festigung der freiheitlich-demokratischen 

Grundordnung beitragen können.  

Gegenwärtig stehen viele Gewissheiten in Frage, auch was den bisherigen 

Konsens über das Grundrecht einer freien und autonomen Wissenschaft be-

trifft. Daraus leitet sich positiv die Gelegenheit und Notwendigkeit zur Selbs-

treflexion für Wissenschaft und Wissenschaftspolitik ab, die durch die Ar-

beitsgruppe aufgriffen werden könnte: Welche der grundlegenden 

Strukturen im Wissenschaftssystem, seiner Einrichtungen, seiner 
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Finanzierungsmodi, Governancestrukturen und rechtlichen Rahmenbedin-

gungen bieten Angriffsflächen für wissenschaftsfeindliche Interventionen? 

Welche dieser Strukturen sind reformbedürftig, ohne dass diese Änderungs-

bedarfe als Einfallstor für antiliberale oder wissenschaftsfeindliche Kräfte 

dienen. Welchen Fehlentwicklungen in der Wissenschaft muss begegnet 

werden, um auch zukünftig ihren essenziellen Beitrag zur Bewältigung gro-

ßer Krisen, der Beantwortungen sozialer, technischer oder wirtschaftlicher 

Herausforderungen und der Gestaltung gesellschaftlicher Transformations-

prozesse zu garantieren? Welche Rolle spielen neben den wissenschaftlichen 

Institutionen selbst Bund, Länder und auch die europäische Ebene?  

Auf Grundlage dieser Perspektiven soll eine Position entwickelt werden für 

ein gemeinsames Verständnis der wechselseitigen Gelingensbedingungen 

von Wissenschaft und Demokratie. Eine wissenschaftssystemisch herausge-

arbeitete Übereinkunft hat den Anspruch, die institutionelle wie epistemi-

sche Autonomie der Wissenschaft für die und in der Demokratie zukunfts-

fähig zu gestalten. 

Die Arbeitsgruppe wird in Zusammenarbeit der Abteilungen Tertiäre 

Bildung und Forschung begleitet. 

B.VI  S Y S T E M I S C H E  B E T R A C H T U N G  D E R  E N T W I C K L U N G  I M  H O C H S C H U L -

S Y S T E M  

Arbeitsgruppe 

Vorsitz: N. N. 

In verschiedenen Beratungskontexten des Wissenschaftsrats und darüber 

hinaus wird wiederkehrend die Frage gestellt, ob das Hochschulsystem in 

Deutschland in seiner gegenwärtigen Form zukunftsfähig aufgestellt ist. Da-

hinter stehen grundlegende Fragen der Komposition und Leistungsfähigkeit 

des Gesamtsystems sowie der Komplementarität, Kongruenz, Kooperation 

und Konkurrenz. Eine funktionale Differenzierung entlang von Hochschul-

typen, -profilen und Aufgabenfeldern hatte der Wissenschaftsrat zunächst 

grundlegend in seinem entsprechenden Papier „Differenzierung der Hoch-

schulen“ von 2010 und seither verschiedentlich und wiederkehrend als Vor-

aussetzung beschrieben für ein leistungsfähiges System, das den wachsen-

den und sich diversifizierenden Erwartungen aus Wissenschaft, Gesellschaft 

und Wirtschaft sowie aus Regionen und demokratischer Öffentlichkeit ge-

recht werden kann. Die Notwendigkeit einer sinnvollen funktionalen Auf-

gabenteilung und Profilbildung scheint angesichts gegenwärtiger Transfor-

mationsprozesse in der deutschen Hochschullandschaft drängender denn je.  



 

 

15 Angesichts der in den letzten Jahren erfolgten Veränderungen des Hoch-

schulsystems – einige Stichworte: Digitalisierung, Expansion, Promotions-

recht für HAW, Exzellenzstrategie – bietet es sich an, zunächst eine syste-

mische Bestandsaufnahme des staatlichen Hochschulsystems 

vorzunehmen, die viele Aspekte der landes- und typenspezifischen finanzi-

ellen und rechtlichen Rahmenbedingungen für Hochschulen einschließt 

und die veränderten Rollen der Hochschultypen und der institutionellen 

Profilbildung innerhalb des Hochschulsystems reflektiert. Zu fragen wäre 

dabei, welche Durchlässigkeiten innerhalb des Hochschulsystems bestehen, 

inwiefern sich neue Kooperations- und Netzwerkmodelle etabliert haben 

und welche strukturbildenden Effekte von den großen Förderprogrammen 

ausgehen. Übergreifend wären auch veränderte gesellschaftliche Bedarfe an 

die Hochschulen und ihre Effekte auf institutionell-strategische Profilbil-

dungs- und Ausdifferenzierungsprozesse in den Blick zu nehmen – hier lässt 

sich anschließen an aktuelle Arbeitsgruppen des Wissenschaftsrats, etwa 

zum Konnex Wissenschaft und Demokratie, zum demografischen Wandel 

und zur Vielfalt. Auch die Befunde der Strukturbegutachtung des privaten 

Hochschulsektors sollen in die Analyse einfließen. 

Aufsetzend auf der Bestandsaufnahme bittet der Wissenschaftsrat die Ar-

beitsgruppe, die Gesamtstruktur des Hochschulsystems kritisch zu reflektie-

ren und Empfehlungen dazu zu erarbeiten, wie die kooperative resp. kom-

plementäre Zusammenarbeit im Hochschulsystem verbessert werden kann, 

welche Entwicklungsperspektiven dafür nötig sind und ob es Anpassungsbe-

darfe bei den (rechtlichen) Rahmenbedingungen für die differenziert profi-

lierten Hochschulen gibt. Übergeordnet soll eine sich vom Status Quo lö-

sende Idee davon entwickelt werden, wie das Hochschulsystem der Zukunft 

strukturell aufgestellt sein sollte. 

Die Arbeitsgruppe soll Anfang 2027 ihre Arbeit aufnehmen und diese mög-

lichst bis Mitte/Ende 2028 abschließen. 

 




